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3. Betriebliche Umweltinformations­
systeme und gewerkschaftliche 
Beteiligung

3.1. Eckart Hildebrandt

Arbeitspolitische Grundlagen 
und Bezüge von 
Umweltinformationssystemen

1. Betriebliche Umweltpolitik als sozialer Prozeß
Die Anlage betrieblicher Umweltinformationssysteme (UIS) ist vom 
jeweiligen Grundverständnis der ökologischen Unternehmenspolitik 
abhängig. Dabei dominiert immer noch ein Verständnis, nach dem 
die Entwicklung des betrieblichen Umweltschutzes ein zweckratio­
naler Prozeß mit den Schritten Information - Maßnahmenplanung - 
Maßnahmenrealisierung - Problemlösung ist. Die effektivste Vorge­
hensweise scheint dann darin zu liegen, Fachspezialisten mit der 
Sammlung und Aufbereitung der Daten sowie mit der Durchführung 
und Kontrolle der Maßnahmen zu beauftragen. Der Unternehmens­
leitung bleibt es Vorbehalten, in Abstimmung mit den Unternehmens­
zielen, der Marktstrategie und der aktuellen Konkurrenzsituation die 
Ziele der Informationssammlung und die Bewertungsmaßstäbe vor­
zugeben und die vorbereiteten Maßnahmenentscheidungen zu tref­
fen.

Dieses rationalistische Organisationsverständnis entsprach nie der 
Realität und führte zu einer "Doppelwirklichkeit" in den Betrieben, 
zwischen der Welt der Planung und der Sollvorschriften einerseits 
und den wirklichen Abläufen und Arbeitssituationen andererseits. 
Und es ist inzwischen anerkannt, daß die Betriebe nicht funktionieren 
würden, wenn die Planungen nicht durch abweichendes, situatives 
und erfahrungsbasiertes Handeln vor Ort umgesetzt, ergänzt und 
korrigiert würden. Diese insbesondere aus der neueren betriebsso­
ziologischen Forschung über betrieblichen Technikeinsatz und be­
triebliche Technikgestaltung gewonnene Erkenntnis ist in der Debatte
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um die Organisation des betrieblichen Umweltschutzes offensichtlich 
noch nicht wahrgenommen worden.

Eine Evaluation der bisher von Unternehmen in Deutschland vorge­
legten Umweltberichte/ Ökobilanzen, die Volker Teichert vor kurzem 
vorgenommen hat, bestätigt diesen Befund. Danach wird Umwelt­
schutz in allen Berichten zur Chefsache erklärt in dem Sinne, daß er 
nicht als Erfahrungs- und Diskussionsprozeß von unten angelegt ist, 
sondern von oben verordnet wird. Damit korrespondiert, daß der 
Umweltschutz dann an einzelne Fachbeauftragte delegiert wird und 
nachsorgende technische Lösungen favorisiert werden. Die Beschäf­
tigten werden nur im Zusammenhang mit notwendigen Motivations­
maßnahmen genannt, über ihre Einbeziehung in die Prozesse der 
Informationssammlung, der Informationsaufbereitung, und der Be­
wertung ist in den Berichten nichts erwähnt (Arbeit & Ökologie-Briefe 
23/1992, S. 13 ff.). Am prägnantesten wird dieses Verständnis in den 
"guten Managementpraktiken" formuliert, die in dem Vorschlag der 
EG-Kommission für eine Verordnung zum "Öko-Auditing" 1992 auf­
genommen worden sind:

"Das Management fördert, zusammen mit den Personalvertretern, 
bei den Arbeitnehmern auf allen Ebenen ein Verantwortungsbewußt­
sein für die Umwelt" (zitiert bei Karin Roth, Von der Umweltreparatur 
zum Öko-Audit, in: Forumarbeit 9/992, S. 16 ff.) Das Öko-Audit wird 
in diesem Entwurf zum Mittel der freiwilligen und selektiven Selbst­
darstellung von Unternehmensleitungen ohne korrektive Instanzen 
innerhalb und außerhalb der Unternehmen verstanden. Das Instru­
ment wird nicht, wie es von vielen erhofft und gefordert wird, zur 
Grundlage für einen Dialog über die bestmögliche Umweltpolitik im 
Unternehmen, zur Grundlage von Interessenabwägung im Umwelt­
schutz als sozialem und politischen Prozeß.

Eine deutliche Schwäche von Positionen, die bei der Konzipierung 
und Durchführung von betrieblichen UIS eine Beteiligung von Ge­
werkschaften, betrieblichen Interessenvertretungen und Arbeitneh- 
mer/innen fordern, besteht darin, daß sie in der Regel nur allgemein 
und normativ begründet werden. Dies gilt sowohl bezüglich der Not­
wendigkeit wie der Funktionalität der Beteiligung. Oft geschriebene 
und hermetische Sätze wie: "Die Bewältigung dieser Umweltpro­
bleme kann nur gemeinsam von der Arbeitnehmerschaft, ihren be­
trieblichen interessenvertetungen, der Unternehmensleitung und wis­
senschaftlichen Experten erfolgen," entfalten keine Gestaltungskraft. 
Sie führen tendenziell zum Streit zwischen zwei falschen Positionen: 
auf der einen Seite der Überzeugung, daß Beteiligung in jedem Fall 
besser und effektiver ist; auf der anderen Seite der Behauptung, daß 
erstens normale Arbeitnehmer und betriebliche Interessenver­
tretungen für Umweltschutz überhaupt nicht zuständig seien, sie 
zweitens auch nicht kompetent seien und drittens sie eher das Pro­
blem als die Lösung seien.
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Eine differenzierte Antwort auf die Frage nach dem sinnvollen Maß 
der Beteiligung von Arbeitnehmern und betrieblichen Interessenver­
tretungen am Umweltschutz im Betrieb, ihren Möglichkeiten und 
Grenzen, eröffnet sich erst, wenn man sich die unterschiedlichen Be­
züge und Interessenlagen der Arbeitnehmer/innen im Umweltschutz 
vor Augen führt. Denn Umweltschutz ist für sie kein ganzheitlicher 
und eindeutiger Komplex, sondern ein Konglomerat sehr unter­
schiedlicher und ambivalenter Aspekte.

2. Arbeitnehmerinteressen im Umweltschutz
Ausgangspunkt der Überlegung ist, daß das von den Unternehmen 
präferierte Verständnis der Arbeitsaufgabe und der Arbeitsorientie­
rung der Beschäftigten prinzipiell sehr begrenzt definiert wird und von 
tayloristisch-fordistischen Traditionen geprägt ist. Obwohl sich diese 
Sichtweise in den letzten Jahren im Zuge neuer unternehmenskul­
tureller Konzepte und des Bedeutungszuwachses dezentraler und 
eigeninitiativer Produktionskonzepte erweitert hat, wird die Zustän­
digkeit des Beschäftigten im Umweltschutz immer noch sehr eng an­
gesetzt. Mit der Konzentration auf die unmittelbare Tätigkeit unter 
Ausklammerung der dabei arbeitsteilig ausgegliederten Funktionen 
(z. B. Wartung, Instandhaltung, Voreinstellung an einer Drehbank) 
wird nicht nur der Bezug zum Betrieb als gemeinsamem Arbeits- und 
Wertschöpfungsprozeß, sondern auch zur Lebenswelt der Beschäf­
tigten abgeschnitten. Das Umweltthema ist ein Beispiel dafür, daß 
diese Zerstückelung und Parzellierung von Zuständigkeiten und Ver­
antwortlichkeiten hohe Kosten hat und nur begrenzt tragfähig ist. Der 
Arbeitnehmer agiert als ganze Person im Betrieb, selbst wenn seine 
Rollen und sein Verhalten in den verschiedenen Lebensbereichen 
widersprüchlich sind. Im Zusammenhang mit dem Umweltschutz sind 
es insbesondere fünf Elemente, die Arbeitnehmerinteressen berüh­
ren, allerdings unter unterschiedlichen Aspekten und mit unter­
schiedlicher Relevanz.

a. Der gesellschaftliche Umweltschutz tritt den Bürgern als zu­
nehmend notwendiger werdende Aufgabe gegenüber, die aber 
offensichtlich immer weniger beherrscht wird und deren auflau­
fende Kosten zunehmend unübersichtlicher und überhaupt nicht 
mehr finanzierbar erscheinen. So werden sie notwendigerweise 
für eine Vermeidung zusätzlicher Risiken und Schädigungen ein- 
treten, ohne daß es dabei für sie konkrete Interventionsmöglich­
keiten in die große Politik gibt (vgl. Rio-Konferenz und 
Maastrichter Erweiterung des EWGV). Direkt berührt werden sie 
von den Kosten der großen Sanierungs- und Umweltinve­
stitionsprojekte, die von ihnen in Form von Steuern finanziert 
werden (vgl. die geschätzten 200 Mrd. DM für die Umweltsanie­
rung der fünf neuen Bundesländer, für deren Finanzierung die
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Arbeitnehmerhaushalte am stärksten herangezogen werden). Um 
im Interesse der Besitzstandssicherung ihr verfügbares Einkom­
men zu erhalten, werden sie auf der einen Seite geneigt sein, die 
Umweltschäden und damit mögliche Belastungen ihres Einkom­
mens eher geringfügiger ansetzen, in der Hoffnung, sie dadurch 
auch niedriger zu halten. Und auf der anderen Seite versuchen 
sie, die Abzüge für gesellschaftlichen Umweltschutz durch tarifli­
che Einkommenssteigerungen zu kompensieren.

b. Der lebensweltliche Umweltschutz dürfte der Bereich sein, in 
dem der Bürger bzw. der Arbeitnehmer in seiner Freizeit die 
stärkste Identität mit dem Umweltschutz entwickelt. Durch eine 
Veränderung seines Lebensstils, durch gesteigerte Aufmerksam­
keit für die sorgfältige Nutzung von Ressourcen, für Abfallvermei­
dung und Recycling, durch Produktvergleiche etc. kann er einen 
kleinen, aber direkten Beitrag zur Verminderung der Umweltbela­
stungen leisten. Gleichzeitig kann er sich hier am ehesten um­
weltpolitisch engagieren, in Umweltgruppen, in Parteien auf Be­
zirksebene, in Bürgerinitiativen. Alle Umfragen zeigen, daß hier 
das höchste Engagement vorhanden ist und auch die höchste 
Kompetenz für Umweltthemen gesehen wird.

Auf die betrieblichen Interessen des Arbeitnehmers hat dieser Be­
reich verschiedene Ausstrahlungen. Einmal ist hier bisher die 
Tendenz von Arbeitnehmern/innen angelegt, sich eher außerhalb 
als innerhalb der Betriebe umweltpolitisch zu engagieren. Weiter­
hin richtet sich das lokale Engagement häufig gegen ortsansäs­
sige Firmen und Institutionen, die als Verursacher und damit 
Schuldige identifiziert werden. Das außerbetriebliche Engage­
ment findet keine Resonanz innerhalb des Betriebes, im Gegen­
teil, es wird in der Regel als Verrat an den betrieblichen Interes­
sen angefeindet. Für das Spannungsverhältnis zwischen inner­
und außerbetrieblichem Verhalten ist auch charakteristisch, daß 
das sich entwickelnde private Umweltschutzverhalten nicht in den 
Betrieb mit hinüber genommen werden kann. Der Betrieb ist eine 
andere Welt, in der die privaten Verhaltensmuster, obwohl sie 
den betrieblichen Umweltschutz voranbringen könnten, bisher 
kaum Platz finden (vgl. Pkt. e).

c. Der produktbezogene Umweltschutz trifft bereits auf eine we­
sentlich widersprüchlichere Disposition des Arbeitnehmers. Hier 
spielen drei Momente eine Rolle: erstens das Interesse an der 
Erhaltung eines erreichten Konsumstils und eines Niveaus von 
Bequemlichkeit. Dieser Konsumstil stabilisiert zur Zeit die um­
weltschädlichen Produkte und Dienstleistungen, deren Folgen im 
gesellschaftlichen und lebensweltlichen Umweltschutz bekämpft 
werden. Der Arbeitnehmer will mit seinem hart verdienten Ein­
kommen möglichst viel (d. h. billigen) und hochwertigen Konsum
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finanzieren; der Aspekt der Umweltfolgen von Produkten findet 
erst langsam Eingang in die Auswahl-Kriterien der Verbraucher.

In Bezug auf das Produkt bzw. die Dienstleistung, die der ein­
zelne als Arbeitnehmer selbst mit herstellt, ist er ambivalent. Er 
wird prinzipiell "sein Produkt" aus Produzentenstolz und Absatz­
interesse (d. h. Sicherung seines Arbeitsplatzes) verteidigen, 
gleichzeitig ist er im Bekanntenkreis und in der öffentlichen De­
batte mit den ökologischen Risiken dieses Produkts/ dieser 
Dienstleistung konfrontiert.

Schließlich wirkt der Umweltschutz beim Produkt auch über den 
Preis. Ökologisch verträgliche Produkte sind häufig erheblich teu­
rer, ihr Einkauf erfordert gewisse Einkommensspielräume ober­
halb des Mindestversorgungsniveaus. Es entsteht also ein Druck 
auf Entgeltforderungen, um den teureren Öko-Konsum zu finan­
zieren - oder auch die Verteuerung von umweltschädlichen Pro­
dukten/ Dienstleistungen.

d. Bei der Verknüpfung der Bereiche Umweltschutz und Ar­
beitsplätze ist die Haltung der Arbeitnehmer/innen von der Situa­
tion des Unternehmens abhängig.

Ist das Image der Firma durch Gesetzesverstöße, durch ökologi­
sche Produktkritik, durch Kampagnen von Bürgerinitiativen in­
frage gestellt, sind aufgrund von Umweltschutzanforderungen 
größere Investitionen notwendig, die die Rentabilität des Unter­
nehmens gefährden, dann sehen auch die Beschäftigten ihre Ar­
beitsplätze gefährdet und stellen sich hinter die 
(umweltgefährdende) Politik der Geschäftsführung. Eröffnet da­
gegen der Umweltschutz Möglichkeiten der Absatzsteigerung von 
Produkten, neue Märkte, Imagegewinne des Unternehmens bei 
Kunden und Behörden, dann sehen die Beschäftigten die Poten­
tiale des Umweltschutzes, die Arbeit sichern und schaffen und 
unterstützen die Firmenpolitik, ln der Rolle des Arbeitnehmers 
dominiert bei den Beschäftigten der Aspekt der Besitzstandssi­
cherung durch Existenzsicherung des Unternehmens über 
Aspekte des gesellschaftlichen und lebensweltlichen Umwelt­
schutzes, die sie eventuell außerhalb des Betriebes unterstützen.

e. Der Bereich Umweltschutz und Arbeitsbedingungen hat die
engsten und direktesten Berührungspunkte zur Alltagssituation 
der Arbeitnehmer/innen. Zentral ist hier die Verbindung zwischen 
dem traditionellen Arbeits- und Gesundheitsschutz und dem 
Umweltschutz, die insbesondere bei den Gefahrstoffen gegeben 
ist. Eine Vielzahl von Gefahrstoffen, mit denen bestimmte Grup­
pen von Beschäftigten alltäglich umgehen, gefährden auch die 
Anwohner durch Emissionen in die Nahumgebung und die Nutzer 
der Produkte (z. B. bei Asbest). Die Verringerung des Einsatzes
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dieser Stoffe bzw. der Einsatz von Ersatzstoffen entlastet die Be­
schäftigten, die Anwohner und die Kunden entlang des Pro- 
duktlebenszyklusses. Allerdings zeigt die Erfahrung, daß die öf­
fentliche, außerbetriebliche Sensibilität gegenüber solchen Ge­
fahrstoffen und der entsprechende politische Druck wesentlich 
höher sind als in den Betrieben. Der öffentliche Druck kann in 
diesen Fällen den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz 
stützen; er kann aber auch bei den Beschäftigten zu dem Gefühl 
führen, daß sie die Opfer der neuen Priorität Umweltschutz ge­
worden sind. Diese Spaltung zwischen Betrieb und Gesellschaft 
drückt sich auch darin aus, daß in entsprechenden unterneh­
mensverursachten Umweltkonflikten die außerbetriebliche Ge­
sundheitsgefährdung von Anwohnern oder Konsumenten kaum 
mit dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten im Betrieb zu­
sammengebracht wird. Generell gibt es hier aber ein gleichlau­
fendes Interesse von Arbeitsschutz und Umweltschutz, wenn 
nicht die Lösung der Externalisierung der Gefährdung gewählt 
wird.

Ein anderer und wichtiger Aspekt sind die veränderten Tätig­
keitsprofile und Qualifikationsanforderungen durch umwelt­
verträglicheres Arbeiten. Jeder Arbeitnehmer hat sich in einer in­
dividuellen Leistungsökonomie eingerichtet und seine Entlastun­
gen organisiert. Jede Veränderung daran, insbesondere wenn sie 
nicht durch Zusatzzeiten gratifiziert wird, bedroht dieses labile 
Gleichgewicht und wird abgewehrt. Bereits im Gesundheitsschutz 
besteht ein Hauptproblem darin, die Schutzmaßnahmen zum Teil 
gegen die individuelle Entlastungsökonomie durchzusetzen. 
Ökologisch erweiterte Tätigkeiten erfordern Fortbildungsaufwand, 
erhöhen die eigene Verantwortung und werden in der Regel nicht 
zusätzlich entgolten, so daß sie nicht per se attraktiv sind.

Im betrieblichen Umweltschutz zeigen sich in den letzten Jahren 
Tendenzen, die auf die Nutzung des gewachsenen außerbetrieb­
lichen Umweltschutzverhaltens für innerbetriebliche Maßnahmen 
hinweisen. Viele der Umweltschutzmaßnahmen im Betrieb, die 
besonders gut ankommen und von den Beschäftigten weitgehend 
mitgetragen werden, haben starke lebensweltliche Bezüge: die 
Anfahrt zum Betrieb mit öffentlichen Verkehrsmitteln, die Organi­
sation des Kantinenbetriebs (kein Einweggeschirr, gesunde Er­
nährung), Sauberkeit und Hygiene am Arbeitsplatz, Abfallvermei­
dung und -getrenntsammlung. Solche Maßnahmen nutzen 
scheinbar selbstverständlich das außerbetrieblich erworbene 
Wissen und Verhalten, organisieren aber nicht vergleichbare 
Lernprozesse im Betrieb.

Wenn wir diese verschiedenen Elemente zusammen sehen, 
ergibt sich ein vielschichtiges, heterogenes und widersprüchliches 
Bild. Je nach betrieblicher Situation dominieren negative oder
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positive Anknüpfungspunkte, stehen Arbeitsplatzfragen, 
Gesundheitsschutz oder auch mal Umweltschutz im Vordergrund. 
Insgesamt jedoch scheint zwischen den verschiedenen Bezügen 
eine klare Prioritätensetzung vorzuliegen, die in 
Krisenphasen/-situationen noch verstärkt wird (Konjunkturkrise, 
Kosten der deutschen Vereinigung, internationale Migration). Das 
Arbeitsplatz- und Einkommensmotiv rückt stärker in den 
Vordergrund, Gesundheit und Umwelt werden auf Kosten dieser 
momentan dominierenden Interessen zurückgestellt.

3. Arbeitspolitische Potentiale von Umweltinformations- 
systemen

Aus diesem Überblick lassen sich dennoch eindeutige Schlußfolge­
rungen für die Interessen von Beschäftigten an einem betrieblichen 
Umweltinformationssystem ziehen:

* es gibt ein grundlegendes Interesse an den außerbetrieblichen 
Umwelteffekten der Unternehmenspolitik sowohl im Hinblick auf 
Bestandsgefährdungen als auch auf Marktchancen;

* es gibt ein direkt materielles Interesse an den arbeitsbezogenen 
Folgen betrieblicher Umweltprojekte bezüglich Tätigkeits- und Ver­
antwortungsveränderungen, neuen Belastungen, Auswirkungen 
auf die Entlohnung und auf Qualifikationsanforderungen;

* es gibt ein individuell unterschiedlich ausgeprägtes Gestaltungs­
interesse in Umweltschutzfragen, das sich auf die Übertragung le­
bensweltlicher Verhaltensstandards in den Betrieb, auf die Ver­
besserung der eigenen Arbeitssituation, auf Prozeßinnovationen 
und Produktentwicklungen beziehen kann.

Wenn diese Interessen nicht wahrgenommen und z. B. bei der Ent­
wicklung eines UIS nicht einbezogen werden, wird auf der einen 
Seite bei den Beschäftigten immer Angst und Mißtrauen im Hinblick 
auf die möglichen negativen Folgen von Umweltschutzmaßnahmen 
für die eigene Situation aufrechterhalten, zum anderen werden die 
positiven Anknüpfungen nicht genutzt. Daraus folgen direkt drei Auf­
gaben, die betriebliche UIS für die Beschäftigten erfüllen sollten:

(1) Das UIS sollte jedem Arbeitnehmer die Informationen zur Verfü­
gung stellen, die notwendig sind, um alle gesundheits- und um­
weltrelevanten Aspekte seiner Arbeitsbereiches und seiner Tä­
tigkeit erkennen, beurteilen und verändern zu können. Das 
schließt den Einblick in vor- und nachgelagerte Phasen des Pro­
duktionsprozesses und des Produkt- bzw. Schadstoffzyklus ein.
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(2) Das UIS muß die Verknüpfung mit bestehenden Informationssy­
stemen ermöglichen, die arbeitsrelevante Daten verarbeiten. 
Das bezieht sich auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz, auf 
die Arbeitsplanung und Vorbereitung und auf die Lohnabrech­
nung.

(3) Das UIS muß so aufgebaut sein, daß es eine soziale Folgenab­
schätzung von Umweltschutzmaßnahmen ermöglicht. Ähnlich 
wie in der Technikfolgenabschätzung werden dabei die Konse­
quenzen einer Umstellung für Beschäftigung, Qualifikations- und 
Leistungsanforderungen, Belastungen und Kooperationsbezie­
hungen einbezogen.

Die Analyse solcher Anforderungen an die entstehenden UIS steckt 
erst in den Anfängen. Ob solche Verknüpfungen funktionieren und 
von den Arbeitnehmern/innen angenommen werden, hängt von einer 
Vielzahl von Faktoren ab, insbesondere der gewachsenen betriebli­
chen Sozialverfassung. In diesem Stadium der Instrumententwick­
lung kommt es darauf an, Potentiale zu benennen und nicht frühzeitig 
durch einseitige Entwicklungen zu verschütten. Die betrieblichen In­
teressenvertretungen und die Gewerkschaften waren bisher in die­
sem Gebiet wenig präsent. Ursache dafür dürften, neben der gene­
rellen Zurückhaltung beim Umweltthema, die problematischen Erfah­
rungen sein, die mit den Sozialbilanzen, den Kennziffernsystemen 
und den unternehmerischen Controlling-Methoden gemacht worden 
sind. Die IG Chemie hat im Herbst 1992 vor dem Hintergrund der 
Enquete-Kommission einen Workshop zur "Sozioökologischen Ge­
winn- und Verlustrechnung" durchgeführt. Diese wird als eine Metho­
dik charakterisiert, "die alle durch ein klar und sinnvoll abgegrenztes 
Betrachtungsobjekt indizierten Umweltwirkungen qualitativ (und so­
weit als möglich quantitativ) erfaßt, sowie bezüglich ihrer ökologi­
schen Relevanz bzw. Wirkungen gewichtet, d. n. beurteilt. Dabei 
könnte eine ökologische Rechnungslegung sowohl auf die Unter­
nehmensebene (Produkt, Produktionsprozeß, Investitionen usw.) als 
auch auf die volkswirtschaftliche Ebene (Maßnahmen, Regionen, 
Nationen usw.) ausgerichtet werden" (Bernd Heins, Konzeptionelles 
Thesenpapier, vervielf., 1992, S. 4). Erst seit kurzem wird die Not­
wendigkeit von Öko-Bilanzen von vielen Einzeigewerkschaften öf­
fentlich eingeklagt, ohne dafür eigene Vorgaben entwickelt zu haben. 
Die Ursache für diesen Themenaufschwung dürfte in der Erfahrung 
liegen, daß, obwohl alle Unternehmen inzwischen selbstverständlich 
vom Umweltschutz reden und die Zahl und Vielfalt der angeführten 
Maßnahmen kaum noch zu überblicken ist, die Schere zwischen der 
Verschärfung der Umweltprobleme und der Problemlösungskapazität 
der Maßnahmen immer weiter auseinandergeht.

Daß solche Verknüpfungen möglich und effektiv sind, belegen Pilot­
projekte z. B. zur arbeits- und umweltbezogenen Gefahrstofferfas­
sung in der metallverarbeitenden Industrie (vgl. Edgar Buck, Risiken
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ganzheitlich erfassen - Arbeits- und umweltbezogene Gefahrstoffer­
fassung bei der ZF Friedrichshafen AG, in: forumarbeit 9/92, S. 28 f.) 
Der Erfolg solcher Projekte hängt natürlich stark von den Rahmen­
bedingungen ab, in dem genannten Fall z. B. von der Einbettung in 
die IG Metall-Kampagne "Tatort Betrieb" (Vgl. Leisewitz/ Pickshaus 
1991 und Hildebrandt/ Zimpelmann 1992) Die Nutzung dieser Poten­
tiale braucht Information, Qualifikation, Handlungsspielräume, Zeit 
zur Lösungssuche und Entscheidungskompetenz, um die Maßnah­
men auch durchzusetzen. UIS werden erst Handlungsvoraussetzun­
gen für die Beschäftigten im Umweltschutz schaffen, die notwendige 
Mindestinformation (arbeitsplatzspezifisch und betriebsspezifisch) für 
alle Beschäftigten zur Verfügung stellen sowie für Fachkräfte und für 
besonders engagierte Beschäftigte darüber hinausgehende Hand­
lungsgrundlagen bereit halten. An der Ausgestaltung der UIS ent­
scheidet sich, ob das Konzept eines zentralen und an Spezialisten 
delegierten Umweltschutzes durchgesetzt wird oder ein dezentrales 
Modell, das jedem Beschäftigten zumindest Ausschnitte von Infor­
mation, Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeit zuweist. Offen­
sichtlich wiederholt sich hier die Kontroverse, die in den achtziger 
Jahren bezüglich der Produktionsplanung und -Steuerung zwischen 
zentral-deterministischen und dezentral-flexiblen Konzeptionen ge­
führt worden ist. Das Ergebnis dürfte inzwischen unumstritten sein: 
zentral-bürokratische Systeme sind dezentral-personenorientierten 
Systemen unterlegen, sowohl bezüglich der Effektivität wie in sozi­
aler Hinsicht.
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